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Geschäftsbericht des Bundesverwaltungsgerichtgerichts 2008

22. Januar 2009

Sehr geehrte Frau Präsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 3 Absatz 3 des Verwaltungsgerichtsgesetzes
erstatten wir Ihnen Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2008.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen
und Herren National- und Ständeräte, den Ausdruck unserer vorzüg
lichen Hochachtung.

Im Namen des Bundesverwaltungsgerichts

Der Präsident: 	 Christoph Bandli
Die Generalsekretärin: 	 Prisca Leu



Einleitung

Die Überführung der eidgenössischen Rekurskommissionen und de-
partementalen Beschwerdedienste in das neu geschaffene Bundesver-
waltungsgericht war mit zahlreichen und vielfältigen Problemen ver-
bunden, die nicht alle im ersten Geschäftsjahr gelöst werden konnten. 
Sie beschäftigten das Gericht, das mittlerweile organisatorisch und ab-
laufmässig einen Stand erreicht hat, der weitgehend den Erwartungen 
und Bedürfnissen entspricht, teilweise auch noch im Berichtsjahr. Der 
im Oktober beschlossene Wechsel der Informatik-Plattform und des 
Informatik-Leistungserbringers wird in den kommenden zwei Jahren 
zwar am Gericht Ressourcen binden, ab 2011 ist aber ein Effizienzge-
winn zu erwarten. Erstmals hat das Gesamtgericht für 2009 Jahresziele 
verabschiedet.
	 Das Gericht konnte sich trotz der vorerwähnten Probleme zuneh-
mend stärker auf die Rechtsprechung konzentrieren. Damit ist ein 
grosser Schritt hin zum ordentlichen Geschäftslauf gemacht, was sich 
auch auf die Erledigungszahlen auswirkte. So nahm die Anzahl der er-
ledigten Verfahren gegenüber dem Vorjahr um 1347 (17,8%) zu, und 
die Anzahl der von den vormaligen Rekurskommissionen und depar-
tementalen Beschwerdediensten übernommenen Verfahren ging um 
2221 (54,4%) auf 1862 Verfahren zurück. Diese Entwicklung wirkte sich 
insbesondere im Asylbereich positiv aus, wo die Abteilungen IV und V 
4837 Verfahren erledigten, wovon 511 (von 654), die älter als vier Jahre 
waren (Verfahrenseingang bei der Beschwerdeinstanz). Das Bundes-
verwaltungsgericht, dessen Abteilungen sich beim Start am 1. Januar 
2007 mit zum Teil völlig neuen Rechtsmaterien befasst sahen, wird 
zunehmend als wichtige Institution der schweizerischen Rechtspflege 
wahrgenommen.
	 Der für 2012 geplante Umzug nach St. Gallen beschäftigt das Ge-
richt bereits im weiten zeitlichen Vorfeld. Es gilt nicht nur, den Bau des 
Gerichtsgebäudes aus Nutzersicht aktiv zu begleiten, sondern auch 
die erforderlichen logistischen, personellen, finanziellen und organisa-
torischen Vorbereitungsarbeiten an die Hand zu nehmen; sie werden in 
Form eines Projekts unter einheitlicher Leitung abgewickelt. Mit einer 
Informationsveranstaltung im Januar in Bern und einer zweitägigen In-
formationsreise im September in die Ostschweiz sollte den Richtern 
und Richterinnen sowie den Mitarbeitenden das Bauprojekt und der 
neue Standort näher gebracht werden.
	 Insgesamt ist am Jahresende festzustellen, dass das Bundes-
verwaltungsgericht in vielen Bereichen – erwähnt seien vor allem die 
Abläufe bei der Verfahrenserledigung – zu einem ordentlichen Ge-
schäftslauf gefunden hat, während in einigen – zu nennen ist etwa der 
Belastungsausgleich zwischen den Abteilungen beziehungsweise die 
Überprüfung der Personalbestände – noch Lücken zu schliessen sind.
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Zusammensetzung des Gerichts

Leitungsorgane 
Präsidium
Präsident:	 Christoph Bandli
Vizepräsident:	 Philippe Weissenberger

Verwaltungskommission
Präsident:	 Christoph Bandli
Mitglieder:	 Philippe Weissenberger
		  Elena Avenati-Carpani
		  Bruno Huber
		  Markus Metz

Präsidentenkonferenz 
Präsident:	 Alberto Meuli, Präsident Abteilung III

Mitglieder:	 Lorenz Kneubühler, Präsident Abteilung I

		  Bernard Maitre, Präsident Abteilung II

		  Claudia Cotting-Schalch, Präsidentin Abteilung IV

		  Walter Stöckli, Präsident Abteilung V

Stab Leitungsorgane 
Generalsekretärin:	 Prisca Leu
Stellvertreterin:	 Placida Grädel-Bürki

Abteilungen
Abteilung I
Präsident:	 Lorenz Kneubühler
Mitglieder:	 Christoph Bandli
		  Michael Beusch
		  Jérôme Candrian
		  Kathrin Dietrich
		  Beat Forster
		  Jürg Kölliker (bis 31.12.; s. auch Abteilung III)

		  Markus Metz
		  Pascal Mollard
		  André Moser
		  Claudia Pasqualetto Péquignot
		  Daniel Riedo
		  Marianne Ryter Sauvant
		  Thomas Stadelmann
		  Salome Zimmermann
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Abteilung II 
Präsident:	 Bernard Maitre
Mitglieder:	 Maria Amgwerd
		  David Aschmann
		  Jean-Luc Baechler
		  Stephan Breitenmoser
		  Francesco Brentani
		  Ronald Flury
		  Hans-Jacob Heitz (bis 31.12.)

		  Vera Marantelli
		  Claude Morvant
		  Eva Schneeberger
		  Frank Seethaler
		  Marc Steiner
		  Hans Urech
		  Philippe Weissenberger

Abteilung III 
Präsident:	 Alberto Meuli 
Mitglieder:	 Eduard Achermann (bis 31.3.)

		  Elena Avenati-Carpani
		  Ruth Beutler
		  Jean-Daniel Dubey (ab 1.6.; s. auch Abteilung V)

		  Johannes Frölicher
		  Madeleine Hirsig-Vouilloz (ab 1.4.; s. auch Abteilung IV)

		  Antonio Imoberdorf
		  Jürg Kölliker (bis 31.12.; s. auch Abteilung I)

		  Stefan Mesmer
		  Francesco Parrino
		  Michael Peterli
		  Franziska Schneider
		  Andreas Trommer
		  Vito Valenti (ab 1.8.; s. auch Abteilung IV)

		  Bernard Vaudan
		  Blaise Vuille
		  Beat Weber (ab 1.6.; s. auch Abteilung V)
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Abteilung IV 
Präsidentin:	 Claudia Cotting-Schalch 
Mitglieder:	 Pietro Angeli-Busi (ab 1.7.)

		  Gérald Bovier
		  Robert Galliker
		  Fulvio Haefeli
		  Madeleine Hirsig-Vouilloz (bis 31.3.; s. auch Abteilung III)

		  Walter Lang
		  Blaise Pagan (ab 1.4.)

		  Gérard Scherrer
		  Daniel Schmid
		  Hans Schürch
		  Nina Spälti Giannakitsas
		  Bendicht Tellenbach
		  Vito Valenti (bis 31.7.; s. auch Abteilung III)

		  Thomas Wespi
		  Martin Zoller

Abteilung V 
Präsident: 	 Walter Stöckli 
Mitglieder:	 Emilia Antonioni (ab 1.5.)

		  François Badoud
		  Maurice Brodard
		  Jenny de Coulon Scuntaro
		  Jean-Daniel Dubey (bis 31.5.; s. auch Abteilung III)

		  Gabriela Freihofer (ab 1.6.)

		  Kurt Gysi
		  Bruno Huber
		  Therese Kojic-Siegenthaler
		  Markus König
		  Christa Luterbacher
		  Jean-Pierre Monnet
		  Regula Schenker Senn
		  Marianne Teuscher
		  Beat Weber (bis 31.5.; s. auch Abteilung III)
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Zusammensetzung des Gerichts

Die Vereinigte Bundesversammlung wählte am 
1. Oktober gemäss Vorschlag des Gesamtge-
richts für die Amtsdauer 2009/2010 Christoph 
Bandli zum Präsidenten (Wiederwahl) und 
Markus Metz zum Vizepräsidenten; Philippe 
Weissenberger hatte von einer zweiten Amts-
zeit als Vizepräsident Abstand genommen. Am 
19. März wurden Pietro Angeli-Busi, Emilia 
Antonioni und Gabriela Freihofer, am 1. Okto-
ber Muriel Beck Kadima und am 3. Dezember 
Alain Chablais zu neuen Mitgliedern des Bun-
desverwaltungsgerichts gewählt.
	 Eduard Achermann trat per 31. März und 
Hans-Jacob Heitz per 31. Dezember in den 
Ruhestand.
	 Das Gesamtgericht wählte am 30. Oktober 
Bruno Huber (bisher) sowie neu Claude Mor-
vant und Bendicht Tellenbach zu Mitgliedern 
der Verwaltungskommission für die Amtsdau-
er 2009/2010; Elena Avenati-Carpani hatte 
nicht für eine zweite Amtsperiode kandidiert.
	 An seiner Sitzung vom 27. November wähl-
te beziehungsweise bestätigte das Gesamt-
gericht für die Amtdauer 2009/2010 die Abtei-
lungspräsidien und nahm die Zuteilung der 
Richter und Richterinnen auf die Abteilungen 
vor, wobei es einzig zum Wechsel einer Rich-
terin von der Abteilung V in die Abteilung III 
kam.

Gerichtsorganisation

Gesamtgericht
Das Gesamtgericht traf sich im Berichtsjahr 
zu zehn Sitzungen in Bern oder Zollikofen und 
zu einer Retraite in Thun.
	 Zu den wichtigsten Geschäften zählten die 
Verabschiedung des Geschäftsreglements, 
des Informationsreglements, des Reglements 
über die Verwaltungsgebühren und des Regle-
ments über die Kosten und Entschädigungen; 
diese Reglemente waren von der vormaligen 
provisorischen Gerichtsleitung in Kraft gesetzt 
worden. Sodann beschloss das Gesamtge-
richt die probeweise Einführung der Heimar-
beit; die Probephase ist vorerst bis 31. März 
2009 befristet und wird mit Blick auf die defi-
nitive Einführung einer Evaluation unterzogen.
	 Das Plenum befasste sich mit mehreren 
Wahlgeschäften, zu denen der Vorschlag für 
die Wahl des Präsidenten und des Vizepräsi-
denten für die Amtsdauer 2009/2010 zu Han-
den der Bundesversammlung zählte. Im Wei-
teren wurden für diese Periode die 
Verwaltungskommission (teilweise) neu be-
stellt, die Abteilungspräsidien, die sich aus-
nahmslos erneut zur Verfügung stellten, alle in 
ihrem Amt bestätigt sowie die Zusammenset-
zung der Abteilungen vorgenommen. Sodann 
war eine Ersatzwahl für je ein Mitglied der Kom-
mission des Gesamtgerichts und der Schlich-
tungsstelle vorzunehmen. Schliesslich hat das 
Gesamtgericht für die Amtsperiode 2009–2012 
die Präsidien (Präsident und 2 Stellvertreter) 
der 13 Schätzungskreise sowie 11 Mitglieder 
der Oberschätzungskommission wieder- bezie-
hungsweise neu gewählt.
	 Im November fand in Thun eine eineinhalb 
Tage dauernde Retraite aller Richter und 
Richterinnen statt. Das Plenum sprach sich 
dafür aus, fünf Themenbereiche weiter zu ver-
folgen beziehungsweise die gewonnenen Er-
kenntnisse in Form von konkreten Massnah-
men umzusetzen: Regelung der Zuständigkeit 
der Gerichtsorgane; Förderung des gegensei-
tigen Verständnisses und der Zusammenar-
beit sowie Durchlässigkeit der Abteilungen; 
Erarbeitung eines Kodex der Richterethik; 
Optimierung der Ressourcenzuteilung an die 
Abteilungen (Abgleichung der Personalbe-
stände mit der aktuellen und der erwarteten 
kurz- sowie mittelfristigen Geschäftslast); 
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Überprüfung der administrativen Abläufe zwi-
schen dem Generalsekretariat und den Abtei-
lungen.
	 Das Gesamtgericht beschloss, der Bun-
desversammlung zwecks beförderlichen Ab-
baus der Pendenzen eine vorübergehende 
Erhöhung der Richterstellen von 64 auf 70 be-
ziehungsweise eine Revision der Richterstel-
lenverordnung zu beantragen. Am Ende des 
Berichtsjahres war das Geschäft im Parla-
ment noch in Behandlung. 
	 Weiter beschloss das Gesamtgericht nach 
einlässlichen Abklärungen über die Vor- und 
Nachteile eines Wechsels, sich von der Infor-
matik des Bundesgerichts zu lösen (s. Infor-
matik S. 79). 
	 Schliesslich hat sich das Gesamtgericht 
erstmals Jahresziele (für 2009) gegeben. Sie 
beinhalten sowohl Qualitäts- und Leistungs-
ziele in der Rechtsprechung als auch Mass-
nahmen im Personalwesen, wo die Perso-
nalerhaltung und -gewinnung im Vordergrund 
stehen, bei der Organisation (Klärung der 
Kompetenzen der Leitungsorgane) sowie 
grosse Projekte wie der IT-Plattformwechsel 
und die Vorbereitung des Umzugs nach 
St. Gallen.

Verwaltungskommission
Die Verwaltungskommission trägt die Verant-
wortung für die Gerichtsverwaltung. Sie trat 
im Berichtsjahr zu 24 ordentlichen Sitzungen 
zusammen.
	 Neben der Erledigung zahlreicher Tages-
geschäfte hat die Verwaltungskommission 
mehrere Entscheidungen von grosser Trag-
weite getroffen. Erwähnt sei die Ausschrei-
bung der Projektleitung für den Umzug nach 
St.  Gallen, eine Grundvoraussetzung dafür, 
dass das Gericht im Jahr 2012 den Betrieb 
fristgerecht und möglichst ohne grössere Pro-
bleme aufnehmen kann (s. Projekt St. Gallen 
S. 82). Ein weiteres wichtiges Geschäft war 
der Plattformwechsel in der Informatik. Wie-
derholt wurden sodann mit der Kommission 
des Gesamtgerichts und der Präsidentenkon-
ferenz die Zuständigkeiten der Leitungsorga-
ne thematisiert. Schliesslich befasste sich die 
Verwaltungskommission mehrmals mit der 
Frage zusätzlicher Richterstellen.

Die Verwaltungskommission hatte eine Viel-
zahl von Personalgeschäften zu erledigen. Im 
Weiteren erarbeitete sie für die Mitarbeiten-
den Richtlinien für die Aus- und Weiterbil-
dung, Arbeitszeitweisungen und ein Einrei-
hungskonzept. Anhand von Finanz- und 
Quartalsreportings liess sie sich regelmässig 
über die Entwicklung insbesondere im Finanz- 
und Personalwesen sowie über den Ge-
schäftslauf (Verfahren) orientieren. Eine Ver-
anstaltung zum Themenkreis Kommunikation 
bezweckte eine vertiefte Einführung und lie-
ferte wichtige Informationen sowie Anregun-
gen für die zu treffenden Massnahmen. 
Schliesslich liess sich die Verwaltungskom-
mission wiederholt über den Prozess «Organi-
sationsentwicklung und Teambildung» im Ge-
neralsekretariat informieren, welcher von 
einem externen Fachmann begleitet wurde, 
und befasste sich mehrmals selber mit ihrer 
Arbeitsweise und ihrem Auftreten dem Ge-
samtgericht gegenüber.
	 Die beiden Treffen mit der Präsidentenkon-
ferenz hatten nicht nur aktuelle Fragen von 
beidseitigem Interesse zum Gegenstand, son-
dern bildeten darüber hinaus ein wichtiges 
und willkommenes Gesprächsforum.

Präsidentenkonferenz
Die Präsidentenkonferenz ist namentlich zu-
ständig für die Koordination der Rechtspre-
chung (s. Koordination der Rechtsprechung 
S. 77), die Vernehmlassungen des Gerichts zu 
Erlassentwürfen (s. Vernehmlassungen S. 76) 
und den Erlass von Weisungen sowie Regeln 
für die einheitliche Gestaltung der Urteile. Ihre 
Mitglieder – die vier Abteilungspräsidenten 
und die Abteilungspräsidentin – kamen im Be-
richtsjahr zu 13 Sitzungen und 2 gemeinsa-
men Sitzungen mit der Verwaltungskommissi-
on zusammen. Neben der Wahrnehmung der 
Koordinationsaufgabe war die Präsidenten-
konferenz, zusammen mit der Verwaltungs-
kommission als Auftraggeberin, massgebend 
in die Verabschiedung der Dokumentations-
politik (DocuTAF) des Gerichts eingebunden. 
Sie wählte sodann die Mitglieder der Redakti-
onskommission für die Amtszeit 2009/2010.
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Kommissionen

Kommission des Gesamtgerichts
Die Kommission des Gesamtgerichts, welche 
sich aus zehn Richtern und Richterinnen zu-
sammensetzt, hat entsprechend ihrer Aufgabe 
und Funktion mehrere Geschäfte des Plenums 
vorbereitet. Dazu zählen namentlich die An-
passungen des Geschäftsreglements und des 
Reglements über die Kosten und Entschädi-
gungen vor dem Bundesverwaltungsgericht. 
Weiter hat sie sich mit Fragen der Zuständig-
keit und Zusammenarbeit der verschiedenen 
Organe des Gerichts auseinandergesetzt. 
Auch hat sie Regelungen betreffend die Heim-
arbeit der Richter und Richterinnen sowie des 
juristischen, wissenschaftlichen und administ-
rativen Personals ausgearbeitet. Schliesslich 
leitete die Kommission das gerichtsinterne 
Verfahren betreffend die Wahl des Präsiden-
ten und des Vizepräsidenten für die Amtsperi-
ode 2009/2010 bis zur Verabschiedung des 
Vorschlags zuhanden der Bundesversamm-
lung.

Redaktionskommission
Die Redaktionskommission ist verantwortlich 
für die einheitliche und koordinierte Publikati-
on der Entscheide. Sie beschliesst auf Vor-
schlag einer Abteilung über die Aufnahme von 
Urteilen in die amtliche Sammlung des Ge-
richts (BVGE, Entscheide des Schweizeri-
schen Bundesverwaltungsgerichts). Sie setz-
te sich im Berichtsjahr zusammen aus: Richter 
Vito Valenti (Präsident), Richter Eduard Acher-
mann (bis 31. März), Richterin Kathrin Diet-
rich, Richterin Nina Spälti Giannakitsas (ab 1. 
August), Richter Jean-Pierre Monnet und 
Richter Frank Seethaler. Der Bereich Wissen 
und Dokumentation führt das Sekretariat.
	 Die Kommission ist zu 21 Sitzungen zu-
sammengetreten, wobei es hauptsächlich um 
die Publikation der vorgeschlagenen Urteile 
ging. Im Weiteren hat sie das Publikationsver-
fahren überprüft und hinsichtlich der Abläufe 
Vereinfachungen eingeführt. Insgesamt wer-
den im Berichtsjahr 66 Urteile publiziert. 
Schliesslich wurden die BVGE-Abonnenten 
(Stand am 31.12.: 1053) mit dem Schlagwort- 
und Gesetzesregister für die amtliche Samm-
lung 2007 beliefert.

Schlichtungsstelle
Die Schlichtungsstelle, die zur Beilegung von 
Konflikten zwischen Richtern und Richterin-
nen angerufen werden kann und sich aus dem 
Gerichtspräsidenten und je einem Mitglied 
der Abteilungen (Richter Christoph Bandli, 
Richterin Jenny de Coulon Scuntaro, Richte-
rin Kathrin Dietrich [Vorsitz], Richter Ronald 
Flury, Richter Michael Peterli, Richter Hans 
Schürch) zusammensetzt, kam im Berichts-
jahr erstmals zum Einsatz. Sie entspricht also 
einem Bedürfnis. Um ihre Aufgabe noch bes-
ser erfüllen zu können, wurde das Schwerge-
wicht der Tätigkeit auf die Aus- beziehungs-
weise Weiterbildung der Mitglieder gelegt; 
vier von ihnen haben einen Kurs in Mediation 
besucht. Die Vorsitzende der Schlichtungs-
stelle hat sich mit «Klärungshilfe» befasst, ei-
ner eigenständigen Mediationsmethode, die 
nebst der Lösung eines Konfliktes auch die 
Auflösung des Konfliktgrundes zum Ziele hat.

Personalkommission
Die Personalkommission nimmt die Interes-
sen der Mitarbeitenden des Bundesverwal-
tungsgerichtes wahr und fördert die Zusam-
menarbeit zwischen der Gerichtsleitung und 
dem Personal. Sie stand im Berichtsjahr so-
wohl im regelmässigen Kontakt mit dem Be-
reich Human Resources und Organisation als 
auch mit Leitungsorganen des Gerichts. Die 
Kommission hat sich zu verschiedenen perso-
nalpolitischen Themen geäussert; erwähnt 
seien der interne (Stellen-)Wechsel, die Per-
sonalentwicklungsgespräche und die Zielver-
einbarungen sowie die Aus- und Weiterbil-
dung, wobei es vereinzelt zu vertiefenden 
Gesprächen mit dem Generalsekretariat und 
mit Gerichtsorganen gekommen ist. Nach 
mehreren Austritten, einem Todesfall und der 
Wahl von zwei neuen Mitgliedern besteht die 
Personalkommission aktuell aus elf Personen.
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Geschäftslast

Überblick
Die Statistiken ab Seite 84 geben detailliert 
Auskunft über die Geschäftslast im Berichts-
jahr. Das Bundesverwaltungsgericht hat am  
1. Januar 8499 Verfahren aus dem Vorjahr 
übernommen. Von diesen stammten 4083 von 
den vormaligen eidgenössischen Rekurskom-
missionen und departementalen Beschwerde-
diensten. Bis zum Jahresende gingen 8357 
neue Verfahren ein, denen 8907 abgeschlos-
sene Verfahren gegenüberstanden. Die Zahl 
der pendenten Fälle sank zwischen dem  
1. Januar und dem 31. Dezember um 550 Ver-
fahren (6,5%). Aufgeschlüsselt nach den fünf 
Abteilungen ergibt sich folgendes Bild:

Abteilung Eingänge Erledigungen

Abteilung I
Infrastruktur, 
Finanzen, Personal

752 700

Abteilung II
Wirtschaft, Bildung,
Wettbewerb

562 451

Abteilung III
Ausländer, Gesundheit,
Sozialversicherungen

2796 2919

Abteilung IV
Asyl

2320 2665

Abteilung V
Asyl

1927 2172

Gesamthaft 
(Abteilungen I–V)

8357 8907

Die unterschiedliche Geschäftsentwicklung 
der Abteilungen hat mehrere Gründe. So ging 
bei den Abteilungen I und II eine Vielzahl von 
Beschwerden auf eine einzelne Verfügung 
(grosses Infrastrukturprojekt) der Vorinstanz 
hin oder zu einem einzelnen Thema (Qualifika-
tion von Pokerturnieren) ein, was zu einem 
Anstieg der Pendenzen führte. Demgegen-
über konnten die Abteilungen IV und V zahl-
reiche ältere Verfahren erledigen; der erneute 
Anstieg der Gesuchseingänge beim Bundes-
amt für Migration (BFM) wirkte sich bis zum 
Jahresende noch nicht in einem grösseren 
Ausmass auf die Eingänge aus. Die Abteilung 
III schliesslich konnte bezüglich der Erledi-
gungen mit den Eingängen Schritt halten, wo-

Beauftragte für Chancengleichheit
Am 5. Juni ernannte die Verwaltungskommis-
sion Richterin Salome Zimmermann und Ge-
richtsschreiberin Astrid Dapples-Rathgeb zu 
Beauftragten für Chancengleichheit. Zuvor 
hatte das Gesamtgericht der Schaffung dieser 
Stelle und der Ernennung ihrer Mitglieder 
durch die Verwaltungskommission zuge-
stimmt.
	 Die Beauftragten wachen bezüglich der Ar-
beitsbedingungen über die Verwirklichung der 
Chancengleichheit von Frau und Mann, von 
Menschen mit Behinderungen, von Angehöri-
gen der verschiedenen Sprachgruppen und 
Landesgegenden, von Richtern und Richterin-
nen sowie von Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen; ausgenommen ist die Rechtsprechung. 
Sie wirken zudem als Vertrauenspersonen in 
Fällen von Mobbing und sexuellen Belästi-
gungen, soweit nicht die Schlichtungsstelle 
des Bundesverwaltungsgerichts bei Konflik-
ten innerhalb der Richterschaft zuständig ist.
	 Im Berichtsjahr gaben die Beauftragten für 
Chancengleichheit Stellungnahmen zum Ent-
wurf für die Richtlinien über die Aus- und Wei-
terbildung am Gericht und zur Gewährung von 
bezahltem Urlaub ab; sie wurden bei weiteren 
Geschäften begrüsst. Zudem beschäftigten 
sie sich in vier Fällen mit Entscheiden, in de-
nen im Zusammenhang mit dem Arbeitsver-
hältnis von Gerichtsschreiberinnen eine ge-
schlechterspezifische Diskriminierung geltend 
gemacht wurde; in einem Fall gelangten sie 
an die Verwaltungskommission. Letztere wur-
de im November über erste Erfahrungen der 
Beauftragten für Chancengleichheit orientiert.
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bei im Bereich der Invalidenversicherung und 
der beruflichen Vorsorge unverändert viele 
Beschwerden eingingen, so dass diesbezüg-
lich ein Pendenzenabbau nicht möglich war. 
Die 2007 zur Entlastung der Abteilung einge-
leiteten Massnahmen (personelle Aufstockung 
durch Richter und Richterinnen sowie Ge-
richtsschreiber und Gerichtsschreiberinnen) 
zeigten im Berichtsjahr nur beschränkte Wir-
kung, was auch auf den Realisierungszeit-
punkt – Mitte Jahr – zurückzuführen ist. Um 
inskünftig auf die rasche Zunahme von Ge-
schäften schneller und flexibler reagieren zu 
können, hat das Gericht beim Parlament zu-
sätzliche Richterstellen beantragt (s. Gesamt-
gericht S. 70).
	 Alle Abteilungen, insbesondere aber die 
Abteilungen III, IV und V, welche am 1. Januar 
2007 in grösserem Ausmasse unerledigte Ver-
fahren (Invalidenversicherung und berufliche 
Vorsorge sowie Ausländer- und Asylrecht) 
übernehmen mussten, haben grosse Anstren-
gungen unternommen, um ältere Verfahren zu 
erledigen. Während bei der Abteilung II nur 
wenige Verfahren mit Eingangsjahr älter als 
2007 zu verzeichnen sind, handelt es sich bei 
den Pendenzen der Abteilung I um Verfahren 
zu grossen Infrastrukturprojekten, welche auf-
grund der Komplexität in juristischer und ver-
fahrensrechtlicher Hinsicht mit einem über-
durchschnittlichen Aufwand verbunden sind.

Abteilung I
Die Abteilung verzeichnete im Berichtsjahr ei-
nen deutlichen Anstieg der Beschwerdeein-
gänge. Während in den Rechtsgebieten der 
Kammer 2 (Steuern, Zölle) etwas weniger Be-
schwerden als im Vorjahr eingingen, verzeich-
nete die Kammer 1 (Infrastruktur, Personal-
recht, Datenschutz) eine sprunghafte 
Zunahme der eingereichten Beschwerden. 
Diese Entwicklung war einerseits durch eine 
leichte Zunahme in den meisten ihrer Rechts-
gebiete, anderseits durch zwei Verfahren mit 
einer Vielzahl von Betroffenen begründet: Ge-
gen Verfügungen der Schätzungskommission 
betreffend die Verweigerung von Enteig-
nungsentschädigungen im Umfeld des Flug-
hafens Zürich gingen knapp vierzig Beschwer-
den ein, auf eine Plangenehmigung für eine 
Eisenbahnlinie in Genf entfallen rund sechzig 
Fälle.

Die Abteilung musste im Rahmen der Entlas-
tungsmassnahmen zugunsten der Abteilung 
III auf 0,65 Prozent einer Richterstelle ver-
zichten. Diese Reduktion konnte naturgemäss 
durch die Anstellung zusätzlicher Gerichts-
schreiber und Gerichtsschreiberinnen nur teil-
weise ausgeglichen werden. Zwar nahmen die 
Erledigungen leicht zu, aber der Abbau von 
Pendenzen war aufgrund der zahlreichen Ein-
gänge nicht möglich. Immerhin konnte in der 
Kammer 2 der Abbau jener Altfälle fortgesetzt 
werden, die das Gericht von den vormaligen 
eidgenössischen Rekurskommissionen und 
departementalen Beschwerdediensten über-
nommenen hatte.
	 Wichtige Entscheide der Kammer 1 betra-
fen den Flughafen Zürich, den Bau einer 
Tramlinie in Zürich und Verfahrensfragen im 
Zusammenhang mit der Betriebsbewilligung 
des Kernkraftwerks Mühleberg. Ein weiterer 
Schwerpunkt der Rechtsprechung lag im Be-
reich des Bundespersonalrechts.
	 Die Kammer 2 hatte den Schwerpunkt ihrer 
Rechtsprechung weiterhin im Bereich der 
Mehrwertsteuer und der Zölle, wo diverse 
neue Anwendungsfragen geregelt wurden. 
Erstmals wurden sodann auch Verfahren im 
Bereiche des Erlasses der direkten Bundes-
steuer abgeschlossen.

Abteilung II
Im Berichtsjahr haben sowohl die Eingänge 
als auch die Erledigungen zugenommen, wo-
bei zwischen den einzelnen Rechtsgebieten 
grössere Unterschiede festzustellen sind. So 
nahmen die Eingänge im Immaterialgüter- und 
im Landwirtschaftsrecht sowie bei den Zulas-
sungen zum Zivildienst ab, wogegen bei der 
Finanzmarktaufsicht und bei den Glücksspie-
len eine starke Zunahme zu verzeichnen war. 
Die höheren Eingänge erklären sich insbeson-
dere durch die grosse Anzahl von 167 Be-
schwerden gegen die Qualifikation von Poker-
turnieren nach dem Format «Texas Hold’em 
Unlimited (Freeze Out)» als Geschicklichkeits-
spiel. Diese Verfügungen der Eidgenössi-
schen Spielbankenkommission (ESBK) wur-
den von der Casinobranche angefochten und 
betreffen alle die gleiche rechtliche Grund-
satzfrage. Die meisten dieser Verfahren blei-
ben bis zur Eröffnung von Leitentscheiden 
sistiert.
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Bei der Finanzmarktaufsicht haben sich die 
Eingänge und die Erledigungen annähernd 
verdoppelt, wobei im Berichtsjahr zwar nur 
noch wenige Beschwerden aus dem Bereiche 
der Geldwäscherei, dafür aber mehr Be-
schwerden vor allem aus den Bereichen 
Amtshilfe und Unterstellungsverfahren (uner-
laubte Tätigkeiten nach Banken- und Börsen-
gesetz) eingingen. Letztere und die wenigen, 
indessen bedeutenden Verfahren bezüglich 
der Offenlegung von Beteiligungen und öf-
fentlichen Kaufangeboten bei börsenkotierten 
Gesellschaften sind in der Regel sehr zeitauf-
wändig und beinhalten heikle Rechtsfragen. 
Im Wettbewerbsrecht bindet die Bearbeitung 
von zwei komplexen Beschwerden betreffend 
Sanktionen durch die Wettbewerbskommis
sion (WEKO) erhebliche Personalressourcen.
	 Die im Rahmen der Entlastungsmassnah-
men zugunsten der Abteilung III von dieser im 
Januar 2008 übernommenen Pendenzen aus 
den Bereichen der medizinischen Aus- und 
Weiterbildung und der Maturitätsprüfungen 
sowie des Arbeitslosenrechts konnten prak-
tisch vollständig abgebaut werden.
	 Nicht zuletzt aufgrund des weiten Zustän-
digkeitsbereichs der Abteilung und der zu-
nehmenden Komplexität einzelner Verfahren 
wurde der Weiterbildung der Mitarbeitenden 
erneut grosses Gewicht beigemessen.

Abteilung III
Im Verlaufe des Berichtsjahres konnten die im 
Vorjahr zu Gunsten der Abteilung beschlosse-
nen Entlastungsmassnahmen umgesetzt wer-
den: Im Sommer sind aus den Abteilungen IV 
und V drei Richter in die Abteilung übergetre-
ten, und am 27. November beschloss das Ple-
num die Umteilung einer weiteren Richterin 
von der Abteilung V in die Abteilung III per An-
fang Januar 2009. Zudem stellte ein Richter 
der Abteilung I einen Teil seines Arbeitspen-
sums zur Verfügung, dies befristet auf das 
Jahr 2008 (s. Zusammensetzung des Gerichts 
S. 67).
	 Am Jahresbeginn wurden die Jahresziele 
der Abteilung definiert: Vermeidung des An-
stiegs der Pendenzen nach Umsetzung der 
Entlastungsmassnahmen, Aufbau eines be-
nutzerfreundlichen Wissensmanagements (in 
Zusammenarbeit mit dem Bereich Wissen und 

Dokumentation) und die stufenweise Entlas-
tung der Gerichtsschreiber und Gerichts-
schreiberinnen durch die Übertragung von 
Aufgaben auf die Kanzlei. Eine Bilanz am Jah-
resende zeigt, dass diese Ziele grösstenteils 
erreicht wurden. Im Weiteren regelte die Ab-
teilung die abteilungsinternen Voraussetzun-
gen zur Gewährung der neu angebotenen 
Heimarbeit, optimierte die Weiterführung der 
bisherigen Zusammenarbeit mit der zentralen 
Kanzlei (Generalsekretariat) und beschloss 
eine Ergänzung des Abteilungsreglements, 
wonach der Spruchkörper in der Regel nicht 
mitzuteilen ist.
	 Die Zahl der Erledigungen konnte im Be-
richtsjahr mit den Eingängen Schritt halten. 
Die Abteilung vermochte jedoch nicht, Pen-
denzen in einem grösseren Ausmass abzubau-
en. Waren am 1. Januar 2943 Verfahren hän-
gig, waren es am 31. Dezember 2820 Verfahren, 
was einer geringen Abnahme (4,2%) gleich-
kommt. Während bei der Kammer 1 (Sozialver-
sicherungen) die Anzahl der Pendenzen um 90 
Verfahren zunahm, konnte die Kammer 2 (Aus-
länderrecht) 213 Verfahren abbauen. Die Zu-
nahme der pendenten Verfahren ist insbeson-
dere auf die nach wie vor hohe Anzahl der 
Eingänge in den Bereichen Invalidenversiche-
rung und berufliche Vorsorge zurückzuführen. 
Im Bereiche der Heilmittel, der öffentlichen 
Gesundheit und der beruflichen Vorsorge 
konnten zahlreiche ältere Verfahren abgebaut 
werden; da es sich teilweise um komplexe und 
umfangreiche Verfahren handelte, mussten zu 
ihrer Erledigung beträchtliche personelle Res-
sourcen eingesetzt werden.
	 Im Rahmen der vorerwähnten Entlastungs-
massnahmen wurden zusätzlich zwölf Ge-
richtsschreiber und Gerichtsschreiberinnen 
angestellt. Diese Massnahme wirkte sich nach 
einer gewissen Einarbeitungszeit zunehmend 
positiv auf die Erledigungszahlen aus. Unver-
ändert war die Belastung im ganzen Berichts-
jahr für alle hoch, und angesichts der grossen 
Anzahl hängiger Verfahren müssen weitere 
personelle Massnahmen vorbehalten bleiben.

Abteilungen IV und V
Die Richterinnen und Richter der Abteilungen 
IV und V kamen zu sieben gemeinsamen  
Sitzungen zusammen, die in erster Linie der 
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Koordination der Rechtsprechung dienten. 
Dabei wurden mehrere (in der Folge publi-
zierte) Grundsatzurteile gefällt, welche ins-
besondere neue Bestimmungen des (revi-
dierten) Asylgesetzes und des (revidierten) 
Ausländergesetzes zum Gegenstand hatten. 
In verfahrensrechtlicher Hinsicht konnten da-
mit beispielsweise Fragen im Zusammen-
hang mit dem neuen Gebührenvorschuss 
und der Anfechtbarkeit von Zwischenverfü-
gungen bei Folgeverfahren sowie bei der 
Kantonszuweisung von Asylsuchenden ge-
klärt werden. Weitere Grundsatzentscheide 
enthalten ausführliche, in Zusammenarbeit 
mit dem Dienst Länderexpertisen des (Ge-
richts-)Bereichs Wissen und Dokumentation 
erstellte Lageanalysen mit Schwergewicht 
auf der Sicherheitslage in wichtigen Her-
kunftsländern. Die Präsidien der vier Kam-
mern der beiden Asylabteilungen entschieden 
in üblicherweise wöchentlich stattfindenden 
Sitzungen über Koordinationsmassnahmen 
von geringerer Bedeutung und bereiteten die 
gemeinsamen Sitzungen der Abteilungen vor.
	 Die Asylabteilungen setzten sich für das 
Berichtsjahr das prioritäre Ziel des Abbaus so-
genannter Altfälle. Als solche wurden Be-
schwerdeverfahren definiert, die vor Ende 
2003 bei der Schweizerischen Asylrekurskom-
mission (ARK) eingereicht worden waren. Ins-
gesamt waren bei den beiden Abteilungen am 
1. Januar 654 vor 2004 eingereichte Be-
schwerden hängig. Das Abbauziel konnte zum 
grösseren Teil erreicht werden: am 31. De-
zember waren noch 143 solche Verfahren hän-
gig (Abteilung IV: 107, Abteilung V: 36). Von 
den am Jahresanfang in den Asylabteilungen 
hängigen 506 Fällen aus dem Jahr 2004 konn-
ten bis am Jahresende 261 (Abteilung IV: 133, 
Abteilung V: 128) erledigt werden.
	 Obschon der verstärkte Abbau lange hän-
giger Verfahren aufwändig war, vermochten 
die Asylabteilungen im Berichtsjahr insge-
samt 13,2 Prozent ihrer Pendenzen abzubau-
en (Abteilung IV: 14,8%, Abteilung V: 11,5%). 
Waren am 1. Januar 4460 Verfahren hängig 
(Abteilung IV: 2328, Abteilung V: 2132), waren 
es am 31. Dezember noch 3870 Verfahren 
(Abteilung IV: 1983, Abteilung V: 1887). Dies 
entspricht dem tiefsten Stand hängiger Ver-
fahren seit 1992, als die neu geschaffene ARK 
ihre Arbeit aufgenommen hatte.

Der Abbau von Altfällen und Pendenzen konn-
te trotz technischer Schwierigkeiten und Un-
zulänglichkeiten (Informatik) sowie einer den 
Gerichtsbetrieb erschwerenden Fluktuation 
erreicht werden. Insbesondere wechselten im 
Laufe des Jahres eine Richterin und drei Rich-
ter in die Abteilung III, und eine weitere Rich-
terin wechselt anfangs 2009. Dies führte auch 
auf der Stufe der Gerichtsschreiber und Ge-
richtschreiberinnen zu Abteilungswechseln. 
Schliesslich mussten im Laufe des Jahres 
mehrere austretende Kanzleimitarbeiterinnen 
ersetzt werden.
	 Im Rahmen einer Ausbildungsveranstal-
tung liessen sich die beiden Abteilungen von 
Referenten des CAT (Committee against Tor-
ture, Ausschuss der Vereinten Nationen ge-
gen Folter) und des Bundesamtes für Justiz 
(BJ) über Stellung, Aufgabe und Rechtspre-
chung des CAT orientieren. Für die Asylabtei-
lungen von Interesse war der Anlass deshalb, 
weil im Zusammenhang mit ihren Urteilen un-
ter bestimmten Voraussetzungen an das CAT 
gelangt werden kann.

Vernehmlassungen
Das Bundesverwaltungsgericht wurde von 
Parlament, Bundesrat und Bundesverwaltung 
im Zusammenhang mit acht Gesetzes- und 
Verordnungsvorlagen zur Vernehmlassung 
eingeladen; es liess sich zu vier davon verlau-
ten (Bundesgesetz über die Wahrung der inne-
ren Sicherheit, Patentgerichtsgesetz, Bundes-
gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen 
und Bundespersonalgesetz).
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Koordination der Rechtsprechung

Offene Rechtsfragen, deren Beantwortung ein 
Präjudiz darstellt, werden durch die Abteilun-
gen in einem normierten Verfahren entschie-
den; dieser Entscheid bildet die Grundlage für 
ein Urteil im konkreten Fall. Dasselbe Verfah-
ren wird angewendet, wenn eine Änderung 
der Praxis zur Diskussion steht. Andere The-
men werden durch die Präsidentenkonferenz 
aufgenommen.
	 Auch im Berichtsjahr bestand hoher Koor-
dinationsbedarf in der Rechtsprechung. Die 
Präsidentenkonferenz befand beispielsweise 
über das Vorgehen bei Akteneinsichtsgesu-
chen von nicht an einem Verfahren beteiligten 
Behörden. Weiter koordinierte sie die Praxis 
bezüglich der Entgegennahme von Eingaben 
per Telefax. Auch klärte sie die Voraussetzun-
gen für die Übernahme von Mandaten durch 
Rechtsvertreter im Rahmen der unentgeltli-
chen Rechtspflege und entschied, dass erlas-
sene Verfahrenskosten in Urteilen nicht be-
tragsmässig ausgewiesen werden.
	 Im Weiteren veranlasste die Präsidenten-
konferenz, dass (noch) fehlende Vorlagen für 
Urteile, Zwischenentscheide und Korrespon-
denz in den drei Amtssprachen erarbeitet und 
den Richtern und Richterinnen sowie den Mit-
arbeitenden elektronisch zur Verfügung ge-
stellt wurden. Schliesslich sorgte sie für die 
Klärung offener Fragen im Zusammenhang 
mit der Dossierverwaltung und den Verfah-
rensabläufen.

Gerichtsverwaltung

Generalsekretariat
Mit dem Stellenantritt des Leiters des Be-
reichs Betrieb und Logistik im Februar und 
mit der Ernennung des Leiters des Präsidial-
sekretariates im April waren erstmals seit Auf-
nahme der Geschäftstätigkeit des Gerichts 
alle Stellen mit Leitungsaufgaben im General-
sekretariat besetzt.
	 Das Generalsekretariat konzentrierte sich 
im Berichtsjahr – entsprechend den Bedürf-
nissen einer effizienten und kostenbewussten 
Gerichtsverwaltung – schwergewichtig auf die 
Optimierung der administrativen Prozesse. 
Die für ein umfassendes Controlling notwen-
digen Instrumente wurden per 1. Januar ein-
geführt. Der Verwaltungskommission werden 
zusätzlich zu den monatlichen Finanzre-
portings auch Quartalsreportings mit ausge-
wählten Kennzahlen aus den Bereichen Fi-
nanzen, Human Resources und Organisation 
sowie eine Übersicht über die (Verfahrens-)
Geschäftsentwicklung in den Abteilungen 
vorgelegt.

Präsidialsekretariat
Das Präsidialsekretariat ist die Stabsstelle 
des Präsidiums und der Generalsekretärin. Es 
unterstützt diese und die Entscheidgremien in 
organisatorischen sowie juristischen Belan-
gen und ist für die Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit verantwortlich.
	 Die Zahl der akkreditierten Medienvertreter 
nahm im Berichtsjahr auf 14 (2007: 10) zu. Sie 
werden durch den Medienbeauftragten je-
weils vorab (insbesondere) über wichtige Ur-
teile informiert. Im Vergleich zum Vorjahr ist 
festzustellen, dass in den Medien deutlich 
mehr Urteile des Gerichts aufgegriffen und 
kommentiert wurden. Dies zeigt, dass die 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts in der Öffentlichkeit zunehmend stärker 
wahrgenommen wird (s. dazu auch Verwal-
tungskommission S. 71 [Kommunikation]); zu-
nehmend ist auch das Interesse an personel-
len, administrativen und organisatorischen 
Angelegenheiten des Gerichts.
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Human Resources und Organisation
Am Jahresende waren am Bundesverwal-
tungsgericht mit unterschiedlichem Beschäf-
tigungsgrad 366 Personen tätig: 74 Richter 
und Richterinnen (64,8 Stellen), 192 Gerichts-
schreiberinnen und Gerichtsschreiber (164,7 
Stellen), 40 Kanzleimitarbeitende in den Ab-
teilungen (35,7 Stellen) und 60 juristische, 
wissenschaftliche und administrative Mitar-
beitende im Generalsekretariat (55,6 Stellen). 
Gegenüber dem Vorjahr erhöhte sich der To-
talbestand um 30 Personen (27,65 Stellen).
	 67,9 Prozent der am Gericht tätigen Perso-
nen sind deutscher, 25,9 Prozent französi-
scher und 6,2 Prozent italienischer Mutter-
sprache.
	 Der Frauenanteil betrug – bezogen auf die 
gesamten Stellen – am Jahresende 50,8 Pro-
zent, bei den Richtern und Richterinnen 27,4 
Prozent, bei den Gerichtsschreiberinnen und 
Gerichtschreibern 47,5 Prozent, bei den 
Kanzleimitarbeitenden in den Abteilungen 100 
Prozent und bei den Mitarbeitenden im Gene-
ralsekretariat 48,3 Prozent.
	 In Teilzeit mit einem Beschäftigungsgrad 
zwischen 50 Prozent und 95 Prozent (107 
Frauen, 66 Männer) arbeiteten 23,7 Prozent 
der Richterinnen und Richter und 76,3 Pro-
zent des nichtrichterlichen Personals.
	 47 Austritten standen 76 Eintritte gegen-
über. Die Fluktuationsrate – bezogen auf alle 
Stellen – betrug 13,3 Prozent (2007: 10,4%), 
bei den Richtern und Richterinnen 4,1 Pro-
zent, bei den Gerichtsschreibern und Ge-
richtsschreiberinnen 10,9 Prozent, bei den 
Kanzleimitarbeitenden in den Abteilungen 
27,2 Prozent und bei den Mitarbeitenden im 
Generalsekretariat 22,7 Prozent.
	 Von den 366 am Gericht tätigen Personen 
haben im Berichtsjahr 52 Richter und Richte-
rinnen sowie 182 nichtrichterliche Mitarbei-
tende eine oder mehrere Aus- und Weiterbil-
dungsveranstaltungen besucht, wofür total 
505,5 Arbeitstage aufgewendet wurden.

Finanzen und Controlling
Im Berichtsjahr standen die Optimierung der 
Finanzprozesse, die Einführung des Inkassos 
von schwer einbringlichen Forderungen, der 

Aufbau und die Führung eines internen Kont-
rollsystems (IKS) laut Vorgaben des Bundes 
sowie die weitere Verbesserung der Control-
linginstrumente und des Reportings im Vor-
dergrund. Mittlerweile sind alle Finanzprozes-
se eingeführt, und das Gericht verfügt über 
die erforderlichen Führungs- und Steuerungs-
instrumente. Im Dezember fand eine Dienst-
stellenrevision durch die Eidgenössische Fi-
nanzkontrolle (EFK) statt.
	 Die Jahresrechnung weist einen Ertrag von 
3 358 805 Franken aus; gegenüber dem Vorjahr 
ergibt sich ein Mehrertrag von 813 005 Franken.
	 Die Aufwendungen beliefen sich 2008 auf 
60 697 822 Franken; gegenüber dem Vorjahr 
ergibt sich ein Mehraufwand von 3 071 072 
Franken.
	 Die Personalbezüge des nichtrichterlichen 
Personals sind gegenüber dem Vorjahr um  
3 454 896 Franken höher (11,5%) ausgefallen. 
Der Mehraufwand bei den Personalkosten ist 
mit der Erhöhung des Personalbestandes in 
den Abteilungen und dem Generalsekretariat 
zu begründen.

Betrag in CHF

Einnahmen 3 358 805

Gebühren 3 219 821

Entgelte 138 984

Ausgaben 60 697 822

Personalaufwand 48 682 557

Personalbezüge und 
Arbeitgeberbeiträge 33 368 903

Besoldungen der Richter 14 949 874

Übriger Personalaufwand 363 780

Sach- und übriger  
Betriebsaufwand 11 863 065

Eidgenössische 
Schätzungskommission 98 648

Raummiete 4 960 497

Informatik Sachaufwand 3 904 633

Beratungsaufwand 197 425

Übriger Betriebsaufwand 2 701 862

Einlage in Rückstellungen 152 200

Einlage in Rückstellungen  
aufgelaufene Zeitguthaben 152 200
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Zentrale Kanzlei
Die Zentrale Kanzlei verarbeitet täglich rund 
250 Posteingänge und bis zu 400 Postaus-
gänge. In Zusammenarbeit mit den Abtei-
lungskanzleien wurden der Kurierdienst zwi-
schen den Standorten Bern und Zollikofen 
sowie die Dienstleistungen der Zentralen 
Kanzlei überprüft und angepasst.

Informatik
Der Bereich Informatik war im Berichtsjahr 
schwergewichtig mit Fragen zur Leistungser-
bringung durch den Informatikdienst des Bun-
desgerichts, der Einführung des Zentralen Mi-
grationssystems (Zemis) des Bundesamtes 
für Migration, dem Projekt DocuTAF (System 
zur Dokumentation der Rechtsprechung) und 
der Umsetzung von Verbesserungen verschie-
dener Anwendungen befasst.
	 Im Mai entschieden die Finanz- und Ge-
schäftsprüfungskommissionen des Parla-
ments, dass die Gerichte des Bundes in der 
Wahl der Informatik und des Leistungserbrin-
gers im Rahmen ihres Budgets frei sind. In der 
Folge wurde am Bundesverwaltungsgericht 
ein breit abgestützter, strukturierter Mei-
nungsbildungsprozess zur Frage eines allfälli-
gen Plattformwechsels, verbunden mit einem 
Wechsel des Leistungserbringers, eingeleitet. 
Am 30. Oktober hat das Gesamtgericht ent-
schieden, das Projekt «IT-Plattformwechsel» 
an die Hand zu nehmen. Es beinhaltet den 
Wechsel der Plattform, die Wahl eines neuen 
Leistungserbringers, eine Umgebung auf der 
Basis von Microsoft-Produkten und die Evalu-
ation sowie Einführung einer neuen Ge-
schäftskontrolle und eines Dokumentations-
systems. Der Abschluss des Projekts und die 
Umstellung sind für Januar 2011 geplant.
	 Von den für die Informatik für das Jahr 
2008 veranschlagten 4 280 000 Franken wur-
den 3 904 633 Franken (91,1%) beansprucht.

Wissen und Dokumentation
Der Teilbereich Entscheidpublikation und Do-
kumentation hat im Berichtsjahr das Hauptge-
wicht seiner Aktivitäten auf die Erarbeitung 
einer langfristigen Dokumentationspolitik ge-
legt (DocuTAF). Diese wurde im September 
durch die Verwaltungskommission und die 
Präsidentenkonferenz verabschiedet; ihre 
Umsetzung wird den Teilbereich in den kom-
menden Jahren stark fordern.
	 Im Rahmen des Bibliotheksverbundes 
ALEXANDRIA (Verbund der Bibliotheken der 
Bundesverwaltung) arbeitet die Bibliothek des 
Gerichts mit anderen juristischen Bibliothe-
ken zusammen. Aufgrund der sich im Gange 
befindlichen Auflösung dieses Verbundes 
wird erwogen, dem Bibliotheksverbund RERO 
(Réseau romand) beizutreten.

Betrieb und Logistik
Zwecks Bereitstellung von zusätzlichen Ar-
beitsplätzen für Richter und Richterinnen so-
wie für Gerichtsschreiber und Gerichtsschrei-
berinnen wurden an der Schwarztorstrasse 53 
in Bern (Abteilung I) zusätzliche Büros ge-
schaffen; an der Schwarztorstrasse 55, in 
welcher Liegenschaft das Gericht bisher nicht 
eingemietet war, konnten mehrere Räume ge-
mietet werden.
	 Das Notfallkonzept wurde den aktuellen 
Gegebenheiten angepasst. Im November wur-
de an der Schwarztorstrasse 59 in Bern erst-
mals und unter Beizug externer Fachleute 
eine Evakuierungsübung durchgeführt. Weite-
re Übungen an den anderen Standorten des 
Gerichts sind geplant.
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Aufsicht

Eidgenössische  
Schätzungskommissionen
Das Bundesverwaltungsgericht ist im Bereich 
der Enteignung Aufsichtsinstanz über die Eid-
genössischen Schätzungskommissionen und 
ihre Präsidenten. Die Delegation für Enteig-
nungsfragen (Abteilung I), bestehend aus  
Lorenz Kneubühler (Abteilungspräsident, Vor-
sitz), Claudia Pasqualetto Péquignot 
(Richterin, seit 1. Januar) und Beat Forster 
(Richter) sowie Thomas Moser (Gerichts-
schreiber, Sekretär), nahm die Aufsicht wahr 
und setzte sich an mehreren Sitzungen mit or-
ganisatorischen Fragen auseinander. Die mo-
dernisierten Arbeitsmittel, namentlich elektro-
nische Logos und Formulare, machten im 
Berichtsjahr noch einige Nachbesserungen 
erforderlich.
	 Die Delegation traf sich ferner mit den Prä-
sidien der Schätzungskommissionen. Dabei 
ging es um ein gegenseitiges Kennenlernen, 
den Erfahrungsaustausch und die Bespre-
chung von konkreten Problemen wie insbe-
sondere die Archivierung und das Rechnungs-
wesen (Ausstellung der Lohnausweise und 
Abrechnung der Sozialversicherungen); letz-
teres wurde bisher durch die Eidgenössische 
Steuerverwaltung wahrgenommen und wird 
inskünftig von einem Treuhandbüro erledigt.
	 Im Berichtsjahr hat das Gesamtgericht die 
Präsidien (Präsident und zwei Stellvertreter) 
der 13 Schätzungskreise für die Periode 
2009–2012 wieder- beziehungsweise neu ge-
wählt. Aufgrund einer Übergangsbestimmung 
im Enteignungsgesetz erfolgte die Wahl – ein-
malig – nur für eine vierjährige Amtsdauer; in 
Zukunft werden die Mitglieder wieder für eine 
Amtsdauer von sechs Jahren gewählt, die mit 
derjenigen des Bundesverwaltungsgerichts 
zusammenfallen wird. Zudem wurden elf Mit-
glieder der Oberschätzungskommission wie-
der- beziehungsweise neu gewählt.

Bundesgericht
Die Verwaltungskommission des Bundesver-
waltungsgerichts traf sich am 11. April in Lu-
zern und am 1. September in Zollikofen mit 
der Verwaltungskommission des Bundesge-
richts, welchem die administrative Aufsicht 
über das Bundesverwaltungsgericht übertra-
gen ist.
	 Bei der ersten Sitzung standen – in einem 
gemeinsamen Teil mit dem Bundesstrafge-
richt – der Erfahrungsaustausch zum Ge-
schäftsbericht 2007 und die entsprechende 
gemeinsame Medienkonferenz im Vorder-
grund. Die Zusammenarbeit auf diesem Ge-
biet wurde von allen drei Gerichten positiv 
beurteilt. Sodann wurden die Rechnung 2007 
und das Budget 2009 besprochen, und es 
wurde auf die Geschäftslast, die Personal-
fluktuation (auch im Hinblick auf den Umzug 
nach St.  Gallen) und die Erhöhung der Zahl 
der Richterstellen eingegangen.
	 An der zweiten Sitzung wurde erneut die 
Richterzahl erörtert. Das Bundesverwaltungs-
gericht legte dar, dass es mit Anpassungen im 
administrativen Bereich, Verbesserungen der 
Abläufe und der Definition von Gerichtszielen 
für das Jahr 2009 Massnahmen umgesetzt 
oder eingeleitet hat, die auf eine beschleunig-
te Verfahrenserledigung und eine grössere Ef-
fizienz angelegt sind. Trotzdem erachte es das 
Gericht als notwendig, zusätzliche Richter und 
Richterinnen sowie zusätzliche Gerichts-
schreiber und Gerichtsschreiberinnen sowie 
Kanzleimitarbeitende anzustellen, um die Ge-
schäftslast zu bewältigen und die Pendenzen 
abzubauen. Zur Sprache kam ferner das Quar-
talsreporting des Bundesverwaltungsgerichts 
gegenüber dem Bundesgericht.
	 In der Folge ersuchte das Bundesgericht 
das Bundesverwaltungsgericht um Stellung-
nahme zur Kompetenzabgrenzung der Lei-
tungsorgane und zeigte gleichzeitig an, dass 
gestützt auf eine externe Studie von letzterem 
deutlich mehr Erledigungen zu erwarten wä-
ren. Das Bundesverwaltungsgericht wies in 
seinem Antwortschreiben auf seine organisa-
torische Autonomie hin und hielt fest, dass die 
Berechnungen des Bundesgerichts aufgrund 
eigener Abklärungen nicht haltbar seien.
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Im Berichtsjahr gingen beim Bundesgericht 
zwei Aufsichtsanzeigen ein (2007: 6). Die eine 
betraf ein Asylverfahren (Annullierung einer 
Zwischenverfügung betreffend Kostenvor-
schuss), welcher nicht Folge geleistet wurde. 
Die andere stammte von einem Richter des 
Bundesverwaltungsgerichts, welcher – auch 
unter Bezugnahme auf die vorerwähnte Kapa-
zitätsschätzung des Bundesgerichts – sich 
über die Fallzuteilung beschwerte und die Ef-
fizienz von anderen Richtern und Richterinnen 
in Frage stellte. Die Beschwerde war am Jah-
resende noch hängig.

Bundesversammlung
Das Bundesverwaltungsgericht gab den Sub-
kommissionen Gerichte der Geschäftsprü-
fungskommissionen der eidgenössischen 
Räte an der gemeinsamen Sitzung der drei 
eidgenössischen Gerichte in Lausanne vom 
22. April Auskunft über den Geschäftsbericht 
2007. Einlässlich erörtert wurden die Start-
probleme und die Geschäftslast sowie deren 
Entwicklung. Von Interesse waren zu diesem 
Zeitpunkt insbesondere die eingeleiteten und 
bereits umgesetzten Massnahmen, um mit 
den Neueingängen Schritt zu halten und die 
von den vormaligen eidgenössischen Rekurs-
kommissionen und departementalen Be-
schwerdediensten übernommenen Verfahren 
abzubauen. Zur Sprache kam schliesslich die 
Zusammenarbeit mit dem Bundesgericht im 
Bereich der Informatik.
	 An der Sitzung der Rechtskommission des 
Ständerates vom 26. August konnte das Ge-
richt die bei den eidgenössischen Räten be-
antragte Änderung der Richterstellenverord-
nung erläutern. Entsprechende Beschlüsse 
des Parlaments waren am Jahresende noch 
ausstehend.
	 Zu weiteren Kontakten mit den eidgenössi-
schen Räten kam es im Zusammenhang mit 
der Staatsrechnung 2007 und dem Voran-
schlag 2009 sowie der Finanzplanung 2010 
bis 2012, welche Geschäfte vom Gericht in 
den betreffenden Subkommissionen direkt 
vertreten wurden.

Zusammenarbeit

Auch im Berichtsjahr standen die Präsidien 
und die Verwaltungskommissionen des Bun-
desverwaltungsgerichts und des Bundes-
strafgerichts in engem Kontakt, desgleichen 
die beiden Generalsekretariate. Die Verwal-
tungskommissionen haben sich im November 
in Bellinzona getroffen und einen Meinungs-
austausch geführt, wobei die Aufsicht durch 
das Bundesgericht, die Informatik und die 
Vertretung des Budgets im Parlament im Vor-
dergrund standen.
	 Weiter nahmen Mitglieder des Gerichts zu-
sammen mit Vertretern der anderen eidgenös-
sischen und kantonaler Gerichte sowie der 
Wissenschaft an Sitzungen der Begleitgruppe 
zum Projekt «Evaluation der Wirksamkeit der 
neuen Bundesrechtspflege» des Bundesamts 
für Justiz teil. Das Gericht unterstützte zudem 
mit statistischen Angaben das vom National-
fonds geförderte Projekt der Universität Genf 
mit dem Titel «L’utilisation des voies de re-
cours judiciaires en matière administrative en 
Suisse: analyse empirique au niveau fédéral 
et cantonal».
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Projekt St. Gallen

Der Lenkungsausschuss (strategische Projekt-
planung), dem der Präsident des Bundesver-
waltungsgerichts angehört, ist im Berichtsjahr 
zweimal zusammengetreten. Das Schwerge-
wicht der planerischen Arbeiten hat sich auf 
den alle zwei Monate tagenden Projektaus-
schuss, dem ein Mitglied der Verwaltungskom-
mission angehört, verlagert, der die wichtigen 
operativen Entscheide zu treffen hat. Er ist zu-
dem dafür verantwortlich, dass das vorgegebe-
ne Kostendach nicht überschritten wird und hat 
Zusatzwünsche der künftigen Nutzer des Ge-
bäudes den zuständigen Behörden des Bundes 
und des Kantons St.  Gallen vorzulegen; das 
Baucontrolling bildet einen wichtigen Bestand-
teil der Arbeiten des Projektausschusses.
	 Vertreter des Bundesamts für Bauten und 
Logistik (BBL) und des Kantons St.  Gallen 
sowie die für den Bau des Gerichtsgebäudes 
verantwortlichen Architekten haben das ge-
samte Gericht am 17. Januar ein erstes Mal 
über das Projekt orientiert.
	 Nach Abschluss der Vorarbeiten und der 
Vergabe für Aushub und Betonarbeiten er-
folgte am 4. September der offizielle Spaten-
stich. Der Fortgang der Arbeiten kann über 
eine auf der Baustelle installierte Webcam 
verfolgt werden. 
	 Die Richter und Richterinnen sowie die 
Mitarbeitenden des Bundesverwaltungsge-
richts wurden im September von Behörden 
der Stadt und des Kanton St.  Gallen, des 
Kantons Thurgau, der Kantone Appenzell In-
nerrhoden und Appenzell Ausserrhoden so-
wie der Universität St.  Gallen empfangen. 

Die Teilnehmenden konnten sich vor Ort un-
ter anderem über Schule und Bildung in der 
Ostschweiz, Wohnen und Arbeiten zwischen 
Bodensee und Säntis sowie kulturelle und 
sportliche Angebote orientieren lassen.
	 Eine Nutzergruppe unter Leitung des Ver-
treters des Bundesverwaltungsgerichts im 
Projektausschuss, bestehend aus Richtern 
und Richterinnen sowie Mitarbeitenden der 
Abteilungen und des Generalsekretariats, be-
gleitet die Bauausführung; sie lässt sich an 
vierteljährlichen Sitzungen über den Fortgang 
der Arbeiten orientieren und bringt Anträge 
und Wünsche hinsichtlich der Ausgestaltung 
und Nutzung des Gerichtsgebäudes ein.
	 Die Ausschreibung der Projektleitung 
St.  Gallen 2012, für deren Verfahren die da-
malige provisorische Geschäftsleitung des 
Bundesverwaltungsgerichts die Regeln des 
öffentlichen Beschaffungswesens anwandte, 
war im Herbst abgeschlossen. Die Projektlei-
tung hat in Zusammenarbeit mit den Behör-
den am alten und neuen Standort vier Module 
umzusetzen: Information und Kommunikation 
(Modul 1), Finanzen, Personelles und Infor-
matik (Modul 2), Umzug (Modul 3) und bauli-
che Aspekte / Nutzervertretung (Modul 4).
	 Das Bundesverwaltungsgericht und die 
Universität St.  Gallen haben das Gespräch 
zur künftigen Zusammenarbeit aufgenom-
men. In diesem Zusammenhang ist auch ge-
plant, die Teilzeitstelle des Geschäftsführers 
des Instituts für Rechtswissenschaft und 
Rechtspraxis (IRP-HSG) neu mit der Teilzeit-
stelle eines Richters oder einer Richterin des 
Bundesverwaltungsgerichts zu verbinden.
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Geschäfte Verfahrensausgang
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Beschwerden 8230 7206 8392 7989 8523 7858 1683 1783 3692 619 455 233 29 29

Klagen 1 1 1 4 1 4 – – 1 – – – – –

andere rechtsmittel 126 125 10 132 129 13 16 7 11 3 1 8 36 47

revisionsgesuche usw. 197 228 96 232 254 74 35 133 64 16 1 3 1 1

Total 8554 7560 84991 8357 89072 7949 1734 1923 3768 638 457 244 66 77
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Total: 273 / 100%

Erledigung der weitergezogenen Verfahren:

abschreibung: 
11 / 4,0%

nichteintreten: 
85 / 31,1%

abweisung:
 130 / 47,6%

Überweisung:
 1 / 0,4%

gutheissung:
19 / 5,9%

teilgutheissung:
22 / 8,0%

rückweisung:
5 / 1,8%
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abweisung:
3768 / 42,3%

nichteintreten: 
1923 / 21,6%

abschreibung: 
1734 / 19,5%

teilgutheissung:
457 / 5,1%

gutheissung:
638 / 7,2%

rückweisung:
244 / 2,7%

Überweisung:
77 / 0,9% feststellung:

66 / 0,7%

Art der Erledigung 2008

8357 / 100%

Eingänge

Streitsachen nach Sprachen 2008

8907 / 100%

Erledigungen

1 Übertrag von 2007: 8499*
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von den eidgenössischen 
rekurskommissionen 
und departementalen 
Beschwerdediensten 

übernommene verfahren 
4083 / 48,0%

beim Bvger 
eingegangene 

verfahren 2007 
4416 / 52,0%

2 Erledigung 2008: 8907
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nicht ans Bger 
weiterziehbar
6566 / 73,7%

ans Bger 
weiterziehbar
2341 / 26,3%

davon ans Bger 
weitergezogen

327 / 14,0%

italienisch:
610 / 7,3%

italienisch:
660 / 7,4%

französisch:
2651 / 31,7%

französisch:
2938 / 33,0%

deutsch:
5096 / 61,0%

deutsch:
5309 / 59,6%

Total: 8907 / 100%

* die differenz zu den übertragenen 
verfahren gemäss geschäftsbericht 2007 
ist durch spätere Änderungen bedingt 
(verfahrenstrennungen, -vereinigungen usw.)
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Beschwerden 464 1478 1909 867 899 1324 1582 8523

Klagen – – – – 1 – – 1

andere rechtsmittel 79 36 8 5 – 1 – 129

revisionsgesuche usw. 30 85 90 7 8 13 21 254

Total 573 1599 2007 879 908 1338 1603 8907

Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte

Erledigungen Übertragene Fälle
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Beschwerden 407 5365 512 3229

Klagen 257 257 147 232

andere rechtsmittel 17 532 191 729

revisionsgesuche usw. 176 2651 513 1991

Dauer der Geschäfte
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6 tage bis 1 Monat: 1599 / 18,0%

1 bis 3 Monate: 2007 / 22,5%
1 bis 2 Jahre: 1338 / 15,0%

7 bis 12 Monate: 908 / 10,2%

Total: 8907 / 100%

bis 5 tage: 573 / 6,4%mehr als 2 Jahre: 1603 / 18,0%

4 bis 6 Monate: 879 / 9,9%
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Dauer der Geschäfte 
(nur Bundesverwaltungsgericht; Verfahrenseingang ab 1.1.2007, Sistierungen inklusive)

Dauer der Geschäfte
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Beschwerden 7989 6334 464 1478 1909 867 899 717 140 717

Klagen 4 1 – – – – 1 – 257 257

Andere Rechtsmittel 132 128 79 36 8 5 – – 13 214

Revisionsgesuche usw. 232 223 30 85 90 7 8 3 47 470

Total 8357 6686 573 1599 2007 879 908 720

Dauer der Geschäfte  
(von den eidgenössischen Rekurskommissionen und departementalen Beschwerdediensten  
übernommene Verfahren; Verfahrenseingang vor 1.1.2007, Sistierungen inklusive)
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Beschwerden 4027 2189 607 613 308 314 347 1178 5365

Andere Rechtsmittel 1 1 1 – – – – 532 532

Revisionsgesuche usw. 55 31 10 5 9 5 2 1103 2651

Total 4083 2221 618 618 317 319 349
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6 Tage bis 1 Monat: 1599 / 23,9%

1 bis 3 Monate: 2007 / 30,0%

1 bis 2 Jahre: 720 / 0,8%

7 bis 12 Monate: 908 / 13,6%

Total: 6686 / 100%

bis 5 Tage: 573 / 8,6%

4 bis 6 Monate: 879 / 13,1%
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2 bis 3 Jahre: 618 / 27,8%

3 bis 4 Jahre: 317 / 14,3%

Total: 2221 / 100%

1 bis 2 Jahre: 618 / 27,8%mehr als 5 Jahre: 349 / 15,7%

4 bis 5 Jahre: 319 / 14,4%
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 eingegangen vor:

 1 bis 2 Jahren: 2126

 mehr als 2 Jahren: 1862

Erledigungsquotienten

Erledigung 
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge 
aus dem Vorjahr (Q2)

Verhältnis 
Neueingänge zu 
Erledigungen (Q3)
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abteilung i 752 297   (39%) 455  (61%) 811 403  (50%) 408  (50%) 752 700    (93%)

abteilung ii 562 203   (36%) 359  (64%) 285 248  (87%) 37  (13%) 562 451    (80%)

abteilung iii 2796 1137   (41%) 1659  (59%) 2943 1782  (61%) 1161  (39%) 2796 2919  (104%)

abteilung iv 2320 1559   (67%) 761  (33%) 2328 1106  (48%) 1222  (52%) 2320 2665  (115%)

abteilung v 1927 1200   (62%) 727  (38%) 2132 972  (46%) 1160  (54%) 1927 2172  (113%)

Total 8357 4396  (53%) 3961 (47%) 8499 4511 (53%) 3988 (47%) 8357 8907  (107%)
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Erledigung 
Neueingänge (Q1)

Total

Erledigung Überträge 
aus dem Vorjahr (Q2)

Verhältnis 
Neueingänge zu 
Erledigungen (Q3)

8357 / 100% 8499 / 100%

erledigt: 
4396 / 53%

eingänge: 
8357

Übertrag
auf 2009: 
3961 / 47%

erledigt: 
4511 / 53%

erledigungen: 
8907

Übertrag
auf 2009: 
3988 / 47%
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Zirkulationsweg Sitzungen
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Beschwerden 4946 3502 70 3572 5

Klagen – 1 – 1 –

andere rechtsmittel 113 16 – 16 –

revisionsgesuche usw. 169 85 – 85 –

Total 5228 3604 70 3674 5

1 darin enthalten sind 1333 einzelrichterentscheide mit Zustimmung eines Zweitrichters nach art. 111 Bst. e asylg.

Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung)
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Sitzungen: 5 / 0,1%

Einzelrichterentscheide1: 5228 / 58,7%

Zirkulationsweg: 3674 / 41,2%

3 richter: 3604 / 98,1%
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3 richter: 34 / 55,2%

5 richter: 1 / 5,2%

5 richter: 70 / 1,9%

1

Total: 8907 / 100%



Bundesverwaltungsgericht     89

Abteilung I Ü
b

e
rt

ra
g

 
vo

n
 2

00
7

E
in

g
a

n
g

 
20

08

E
rl

e
d

ig
u

n
g

 
20

08

Ü
b

e
rt

ra
g

 
a

u
f 

20
09

Beschwerden 806 736 690 852

Klagen 1 4 1 4

andere rechtsmittel 3 9 5 7

revisionsgesuche usw. 1 3 4 –

Total 811 752 700 863

Abteilung II
Beschwerden 284 560 448 396

Klagen – 1 1 –

revisionsgesuche usw. 1 1 2 –

Total 285 562 451 396

Abteilung III
Beschwerden 2937 2766 2890 2813

andere rechtsmittel 3 16 15 4

revisionsgesuche usw. 3 14 14 3

Total 2943 2796 2919 2820

Abteilung IV
Beschwerden 2274 2168 2494 1948

andere rechtsmittel 4 50 53 1

revisionsgesuche usw. 50 102 118 34

Total 2328 2320 2665 1983

Abteilung V
Beschwerden 2091 1759 2001 1849

andere rechtsmittel – 56 55 1

revisionsgesuche usw. 41 112 116 37

Total 2132 1927 2172 1887

Gesamttotal 8499 8357 8907 7949

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen
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Übertrag auf 2009
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Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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610.00 Aus Art. 8 und 29 BV abgeleitete Rechte – – – – – –
611.00 Persönliche Freiheit, Schutz der Privatsphäre,
 Menschenwürde (ohne Haftbeschwerde) – – – – – –
613.10 Meinungs- und Informationsfreiheit, Medienfreiheit,
 Petitionsrecht – – – – – –
614.00 Bürgerrecht, Ausländerrecht, Asylrecht 6095 – 99 247 – 6441
614.10 Bürgerrecht 83 – 1 – – 84
614.20 ausländerrecht 1376 – 6 11 – 1393
614.40 asylverfahren 4467 – 91 232 – 4790
614.60 asyl verschiedenes 74 – 1 4 – 79
614.70 anerkennung der staatenlosigkeit 8 – – – – 8
614.80 ausweisschriften 87 – – – – 87
615.10 Staatshaftung (Bund) 9 – – – – 9
617.00 Öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse (Bund) 32 – – 1 – 33
619.00 Andere Grundrechte – – – – – –
620.00 Eigentumsgarantie – – – – – –
621.00 Stiftungsaufsicht 6 – – – – 6
631.00 Strafprozess. Teilung eingezogener Vermögenswerte
 (TEVG) – – – – – –
632.10 Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsverfahren des
 Bundes 56 – 6 – – 62
637.00 Amts- und Rechtshilfe 22 – – – – 22

Total Staat – Volk – Behörden 6220 – 105 248 – 6573

Schule – Wissenschaft – Kultur
639.99 Schule, Wissenschaft und Forschung 75 – – – – 75
643.99 Sprache, Kunst und Kultur 5 – – – – 5
646.00 Natur- und Heimatschutzrecht 3 – – – – 3

Total Schule – Wissenschaft – Kultur 83 – – – – 83

Finanzen
660.00 Subventionen 2 – – – – 2
661.00 Zölle 40 – – 1 – 41
662.00 Direkte Steuern 9 – – – – 9
663.00 Stempelabgaben – – – – – –
664.00 Indirekte Steuern 207 – 1 – – 208
664.10 warenumsatzssteuer 2 – – – – 2
664.20 Mehrwertsteuer 182 – 1 – – 183
664.50 schwerverkehrsabgabe 18 – – – – 18
664.70 verschiedene indirekte steuern 5 – – – – 5
665.00 Verrechnungssteuer 17 – – – – 17

Total Finanzen 275 – 1 1 – 277

Öffentliche Werke – Energie – Verkehr
670.00 Raumplanung – – – – – –
671.00 Landumlegungen – – – – – –
672.00 Kantonales Baurecht – – – – – –
673.00 Enteignung 2 – – – – 2
674.00 Energie 1 – – – – 1
675.00 Strassenwesen 8 – – – – 8
676.00 Öffentliche Werke des Bundes und Verkehr 182 – – 1 – 183
676.10 eisenbahnen 50 – – – – 50
676.20 nationalstrassen 8 – – – – 8
676.30 luftfahrtanlagen 41 – – – – 41
676.40 elektrische anlagen 77 – – 1 – 78
676.50 Übrige anlagen 6 – – – – 6
677.00 Luftfahrt (ohne Luftfahrtanlagen) 33 – – – – 33
678.00 Post, Fernmeldewesen 46 – 2 1 – 49
679.00 Radio und Fernsehen 27 – – – – 27

Total öffentliche Werke – Energie – Verkehr 299 – 2 2 – 303
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Gesundheit – Arbeit – Soziale Sicherheit B
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679.90	Gesundheit 1 – – – – 1
680.00	Medizinalberufe 19 – – – – 19
680.40	Heilmittel 29 – 1 – – 30
680.50	Chemikalien 9 – – – – 9
681.00	Schutz des ökologischen Gleichgewichts 8 – – – – 8
682.00	Krankheits- und Unfallbekämpfung 3 – – – – 3
683.00	Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände – – – – – –
684.00	Arbeit (öffentliches Recht) 52 – – – – 52
685.00	Sozialversicherung 1226 – 3 – – 1229
685.01	Sozialversicherung AT – – – – – –
685.10	Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) 156 – – – – 156
685.30	Invalidenversicherung (IV) 867 – 2 – – 869
685.50	Berufliche Vorsorge 137 – 1 – – 138
685.70	Krankenversicherung 12 – – – – 12
685.80	Unfallversicherung 20 – – – – 20
685.92	Erwerbsersatzordnung (EO) und 
	 Mutterschaftsversicherung 1 – – – – 1
686.00	Familienzulagen. Landwirtschaft – – – – – –
686.20	Arbeitslosenversicherung 33 – – – – 33
687.00	Wohnraum-, Wohnbau- und Eigentumsförderung – – – – – –
688.00	Fürsorge 25 – – 1 – 26

Total Gesundheit – Arbeit – Soziale Sicherheit 1372 – 4 1 – 1377

Wirtschaft – Technische Zusammenarbeit
690.00	Wirtschaft (öffentliches Recht) 23 – – 1 – 24
692.00	Preisüberwachung – – – – – –
693.00	Landwirtschaft 61 – – – – 61
693.99	Forstwesen, Jagd und Fischerei – – – – – –
695.99	Handel, Kredit und Privatversicherung 45 – – – – 45
699.00	Aussenhandel, Exportrisikogarantie – – – – – –

Total Wirtschaft – Technische Zusammenarbeit 129 – – 1 – 130

Diverse Rechtsgebiete
709.90	Familienrecht – – – – – –
713.10	Familienrecht. Adoptionsvermittlung – – – – – –
739.90	Obligationenrecht 14 – – – – 14
741.20	Obligationenrecht. Landwirtschaftliche Pacht – – – – – –
748.10	Revisionsaufsicht 14 – – – – 14
768.00	Handelsregister- und Firmenrecht – – – – – –
769.90	Geistiges Eigentum und Datenschutz 117 1 1 1 – 120
770.00	Marken-, Design- und Sortenschutz 93 – 1 1 – 95
771.00	Erfindungspatente 3 – – – – 3
772.00	Urheberrecht 2 – – – – 2
773.00	Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip 15 1 – – – 16
776.00	Kartellrecht 4 – – – – 4
949.91	Bundesbeiträge für den Straf- und Massnahmenvollzug 1 – – – – 1
963.00	Verwaltungsstrafrecht – – – – – –
990.00	Übriges (diverse Rechtsgebiete) 6 – 16 – – 22

Total diverse Rechtsgebiete 138 1 17 1 – 157

Landesverteidigung
Total 7 – – – – 7

Gesamttotal 8523 1 129 254 – 8907


